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Factsheet der Naturfreunde Österreich

Windkraft in alpinen Regionen

Die Naturfreunde Österreich befassen sich schon seit vielen Jahren mit den Auswirkungen des Klimawandels und der nötigen Energiewende. Sie haben auch am Positionspapier des Umweltdachverbandes „Umweltfreundliche Nutzung der Windenergie − eine Frage der Standortwahl“ mitgearbeitet, was allerdings schon sieben Jahre her ist. In diesen Jahren ist im Energiesektor viel passiert. Unter anderem wurde in Österreich, in erster Linie im Flachland, massiv in den Ausbau der Windkraftnutzung investiert. Da auf den hohen Bergen der Alpen immer wieder starker Wind geht, wäre es naheliegend, auch auf diesen Windkraftwerke zu errichten. Doch dies ist aus Gründen des Landschafts- und Naturschutzes sowie aus wirtschaftlichen Gründen oft nicht zielführend.

Das vorliegende Factsheet der Abteilung für Natur- und Umweltschutz der Naturfreunde gibt einen Überblick über die aktuelle Situation sowie über die verschiedenen Aspekte des sehr komplexen Themas „Windkraft in alpinen Regionen“.
Inhalt

21.
Energiepolitische Positionen der Naturfreunde zum Thema Windkraft


42.
Windkraftwerke in den Alpen? Nicht um jeden Preis!


63.
Windkraft im Alpenraum  Prof. Dr. Reinhold Christian, Präsident des Forums Wissenschaft & Umwelt


74.
Windenergieanlagen und Schutz der Alpen Dr. Reinhard Gschöpf, Geschäftsführer der CIPRA Österreich


115.
Weitere Naturzerstörung im alpinen Raum verhindern! Prof. Mag. Sepp Friedhuber, Biologe, Fotograf, Autor, ehemaliger langjähriger Alpinreferent der Naturfreunde Österreich und aktiver Naturschützer, und Herbert Jungwirth, Naturschutzreferent des Landesverbands Oberösterreich des Österreichischen Alpenvereins


156.
Windkraft in unerschlossenen alpinen Bereichen: Weder ökologisch noch ökonomisch sinnvoll Mag. Manfred Pils, Präsident der Naturfreunde Internationale, Energieexperte


187.
Noch zu wenig Wissen über den Vogelzug in den Alpen Dr. Gábor Wichmann, Geschäftsführer von BirdLife Österreich


228.
Impressum



 
www.umwelt.naturfreunde.at
1. Energiepolitische Positionen der Naturfreunde zum Thema Windkraft

Stromverbrauchszuwächse sind kein Naturgesetz und dürfen nicht als Argument für die Errichtung neuer Windkraftwerke missbraucht werden. Vor einem Baubeschluss ist zu prüfen,

· ob es von den Stromerzeugern ein verbindliches Anreizsystem zum Sparen elektrischer Energie gibt,
· ob bereits alle technisch und wirtschaftlich möglichen effizienzsteigernden Maßnahmen im Bereich Industrie und Gewerbe sowie in den Haushalten gesetzt worden sind (die möglichen Einsparpotenziale liegen immerhin bei 15 bis 25 Prozent!),

· ob es einen Gesamtplan für die Ausweisung von Ausschlusszonen für das jeweilige Bundesland bzw. die Alpenregion gibt.
Windkraft, Gesellschaft und Politik

· Ja, Windkraft kann auch in speziellen Zonen im Alpenraum eine Option sein, ist aber nur bei ausgewogener Planung unter Einbindung der Bevölkerung und Sicherstellung guter ökologischer Standards sowie richtiger Platzierung der Windräder unter Wahrung des Landschaftsschutzes sinnvoll.

Basis dafür sind von den Ländern lokal und regional abgestimmte Zonen, in denen alle relevanten Aspekte der Energieeffizienz, des Landschaftsschutzes, der Integrität der Landschaft, des Naturschutzes und des Artenschutzes sowie touristische Erholungsräume berücksichtigt werden; zudem müssen bei der Ausweisung dieser Zonen allfällige relevante gesetzliche Bestimmungen wie die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie, die Vogelschutzrichtlinie und nationale Schutzgebietskategorien erfüllt werden.

· Windkraftanlagen darf es nur dort geben, wo bereits größere technische Eingriffe die Landschaft verändert haben und die notwendige Infrastruktur ohne größere Beeinträchtigung von Natur und Landschaft geschaffen werden kann.

· Windkraftanlagen dürfen grundsätzlich nur in den windhöffigsten Gebieten Österreichs errichtet werden.

· Förderungen, die der einzelne Stromkonsument für die Förderung erneuerbarer Energien mitbezahlt, dürfen nicht zum Treiber für Windkraftanlagen in windschwächeren Gebieten werden.

· Bei einer Kosten-Nutzen-Analyse bzw. -Bewertung muss eine Planungsnullvariante, also ein genereller Verzicht auf einen Windkraftanlagen-Standort, ebenfalls Bestandteil einer Windkraftanlagen-Planung im Alpenraum sein.
Kriterien für die Nutzung von Windkraft in den Alpen
Landschaftsschutz

· Der Landschaftsschutz muss gewährleistet sein (Prüfung der Sichtbeziehungen in einem Umfeld von mehreren Kilometern sowie Festlegung von Ausschlusszonen).

· Für einen ökologisch vertretbaren Bau von Windkraftwerken im alpinen Bereich bedarf es eines rechtlich verbindlichen Beschlusses der Länder für geeignete Zonen und einer zukunftsweisenden Raumplanung, die umfassend darauf Rücksicht nimmt.
Naturschutz

· Schonung von Lebensräumen (z. B. Horsten, Nahrungsgebieten) und Beachtung von Vogelzugkorridoren,
· Schonung der Lebensräume von Fledermäusen und Beachtung ihrer Zugbewegungen,
· Schonung der Lebensräume und Korridore landgebundener Wildtiere in diesen Räumen.

Ausschlusszonen und Bauverbote

· Keine Windkraftwerke in unerschlossenen alpinen Gebieten (also in Zonen, die frei von Infrastrukturen wie Seilbahnen, öffentlichen Straßen, E-Leitungen etc. sind)!
· Keine Windkraftanlagen in den letzten naturnahen Gebieten Österreichs, von denen zwei Drittel im alpinen Hochgebirge liegen (siehe „Allianz für die Seele der Alpen“, Seite 4)!
· Keine Windkraftanlagen in Schutzgebieten und angrenzenden Landschaftsräumen bei erheblichen Störungen von prägnanten Sichtbeziehungen, die bis zu 10 km weit reichen können!

· Keine Anlagengenehmigungen in lärmarmen alpinen Gebieten sowie auf Flächen mit natürlicher Dunkelheit – also keine Lichtverschmutzung!

Erholung und Tourismus

· Keine Windkraftanlagen in alpintouristisch bedeutenden Gebieten!

· Errichtung von Windkraftwerken nur dort, wo es bereits eine entsprechende Infrastruktur gibt und der Bau ohne wesentlichen Schaden für die Landschaft erfolgen kann.

· Ausgleichsmaßnahmen nötig: Große Infrastrukturprojekte führen zu einer Belastung der Umwelt. Wird eine Windkraftanlage errichtet, gilt es die dafür nötigen Eingriffe in die Landschaft durch Ausgleichsmaßnahmen nach Möglichkeit zu kompensieren.
Forschung

· Erneuerbare Energiequellen wie die Windkraft sind nicht steuerbar. Die Naturfreunde fordern daher ausreichende Fördermaßnahmen für die Entwicklung geeigneter Stromspeicher (z. B. von Power-to-Gas, siehe Seite 15).

· Die Naturfreunde fordern ausreichende Fördermittel für die Erforschung der Auswirkungen von Windkraftanlagen auf die Vogel- und sonstige Tierwelt (siehe Seite 18(21).

· Die Naturfreunde fordern Monitorings der ökologischen Effekte bereits bestehender Anlagen, bevor neue Windkraftanlagen gebaut oder großräumige Zonen für Windanlagen im Alpenraum geplant werden.
2. Windkraftwerke in den Alpen? Nicht um jeden Preis!

Die Naturfreunde Österreich sind mit ihren rund 150.000 Mitgliedern eine der größten Natur- und Umweltschutzorganisationen des Landes und treten seit jeher für den Schutz seiner (Kultur-)Landschaften und ihrer Artenvielfalt ein. Vor allem sensible Ökosysteme wie die Alpen bedürfen eines besonderen Schutzes. Der Alpenraum gerät nämlich immer mehr unter Druck: Immer größer werdende Touristenströme zu jeder Jahreszeit, Schigebietserschließungen und 
-erweiterungen, zunehmende Verkehrsbelastung und Zersiedelung, Bauprojekte der Energiewirtschaft und der immer rasanter werdende Klimawandel setzen den alpinen Regionen heftig zu. Die Naturfreunde plädieren daher dafür, dass in den Alpen nur dort Windkraftanlagen errichtet werden dürfen, wo der Natur bzw. wertvollen (Kultur-)Landschaften keinerlei Schaden zugefügt wird.
In den letzten Jahren wurde die Nutzung der Windkraft weltweit massiv vorangetrieben, auch in Österreich. Die Naturfreunde werden immer wieder gefragt, ob sie gegen die Nutzung von Windkraft seien, weil sie sich immer wieder gegen den Bau von geplanten Windkraftanlagen vor allem im alpinen Raum aussprechen. Natürlich ist die Windkraft eine wichtige erneuerbare Energiequelle, die überall dort, wo es ökologisch und ökonomisch sinnvoll ist, genutzt werden soll. Die Betonung liegt auf „sinnvoll“. Das vorliegende Factsheet gibt einen Einblick in das komplexe Thema „Windkraft in alpinen Regionen“. Die Naturfreunde sowie andere Natur- und Umweltschutzorganisationen sind davon überzeugt, dass die Alpen nicht noch mehr verbaut werden dürfen. Lesen Sie dazu die Texte von Dr. Reinhard Gschöpf, Geschäftsführer der CIPRA Österreich 
(siehe Seite 7), und der beiden schon seit vielen Jahren engagierten Umweltschützern Prof. Mag. Sepp Friedhuber (Naturfreunde Österreich) und Herbert Jungwirth (Österreichischer Alpenverein); siehe Seite 11.
Es ist auch nicht sinnvoll, Windkraftanlagen in Regionen zu errichten, in denen es keine Speichermöglichkeiten und sonstige Infrastruktur gibt. Zu dieser Thematik hat der Energieexperte und Präsident der Naturfreunde Internationale Mag. Manfred Pils für dieses Factsheet einen Text verfasst (siehe Seite 15).

In einem für dieses Factsheet geführten Interview erläutert Dr. Gábor Wichmann, Geschäftsführer der Vogelschutzorganisation BirdLife Österreich, unter anderem wie wenig man noch über den Vogelzug in den Alpen und über die Auswirkungen von Windkraftanlagen auf die Vogelwelt weiß (siehe Seite 18) und welche Forderungen an die Politik, die BirdLife vor sieben Jahren in einer Grundsatzposition gestellt hat, bereits erfüllt wurden bzw. noch immer aktuell sind (siehe Seite 21).
Allianz für die Seele der Alpen
Werden auch noch die letzten nahezu unerschlossenen Landschaften durch technische Infrastrukturbauten beeinträchtigt oder gar zerstört, verliert (das Tourismusland) Österreich einen wesentlichen Teil seiner Lebensgrundlage: Es verliert viele Gäste und damit Geld, es verliert wertvolle Ökosysteme und damit seinen Artenreichtum und kostbaren Boden, und es verliert unschätzbaren Erholungsraum für seine Bevölkerung. Natürlich unterstützen die Naturfreunde die Energiewende und die damit einhergehende Dekarbonisierung. Ihr dürfen allerdings nicht die sensiblen alpinen Regionen geopfert werden. Stattdessen sollen alle Möglichkeiten der Steigerung der Energieeffizienz und vor allem der Senkung des Energieverbrauchs ausgeschöpft werden.

Die Naturfreunde Österreich kämpfen daher im Rahmen der „Allianz für die Seele der Alpen“ (https://www.seele-der-alpen.at/) gemeinsam mit dem Österreichischen Alpenverein und dem WWF darum, dass die letzten naturnahen Gebiete ( das sind nur mehr 7 Prozent von Österreichs Fläche, also rund 5900 km2, ( nicht verbaut werden. An die zwei Drittel dieser Freiräume liegen im alpinen Hochgebirge, und nicht einmal die Hälfte dieser letzten alpinen Freiräume ist vor belastender Verbauung geschützt. Es sind daher dringend verbindliche Grenzen für die großtechnische Erschließung alpiner Landschaften nötig. Die „Allianz für die Seele der Alpen“ tritt dafür ein, dass in diesen Gebieten u. a. keine Schigebietserweiterungen bzw. Neuerschließungen sowie energiewirtschaftliche Projekte wie Windkraftanlagen und große Speicherseen realisiert werden. Die EigentümerInnen dieser Gebiete sollen sich verpflichten, ihre Flächen nicht an die Seilbahn- oder Energiewirtschaft zu verkaufen. Die „Allianz für die Seele der Alpen“ fordert von den politischen Verantwortlichen eine ökologisch nachhaltige Raumordnung sowie einen Umdenkprozess im Umgang mit den Ressourcen Boden und Naturlandschaft. Bundes- und alpenweit abgestimmte Schutzkonzepte und -instrumente sollen die Bewahrung naturnaher Landschaften und eine nachhaltige Raumentwicklung sicherstellen.
Da der Klimawandel Österreichs Gebirgsregionen besonders stark betrifft, ist in Hochlagen u. a. mit einer Beeinträchtigung der Hangstabilität aufgrund der Zunahme von Naturkatastrophen wie Starkregen- und Sturmereignissen zu rechnen. Demnach wird der Erhalt intakter alpiner Lebensräume wie bewirtschafteter Almen und stabiler Schutzwälder immer mehr an Bedeutung gewinnen. Man muss daher prüfen, welche alpinen Regionen eine zusätzliche Belastung durch neue großtechnische Infrastrukturbauten wie Windkraftanlagen überhaupt noch verkraften.
Das vorliegende Windkraft-Factsheet der Naturfreunde soll mit der Wiedergabe von Meinungen diverser Experten eine differenzierte Betrachtung ermöglichen. Es liefert auch zahlreiche Beispiele für Auswirkungen von Windkraftprojekten und spricht eine große Bandbreite von Problemstellungen an. Damit bietet es eine Hilfestellung für die grundsätzliche Beantwortung von Fragen im Spannungsfeld zwischen (vorbehaltloser) Förderung erneuerbarer Energieträger zur Vermeidung von CO2-Emissionen und absolutem Landschafts- und Naturschutz. Das Factsheet zeigt, was bei Windkraftprojekten grundsätzlich zu beachten ist, und kann daher auch als Unterstützung bei der Entscheidungsfindung vor Ort dienen. 
Link zum Factsheet der „Allianz für die Seele der Alpen“ und weitere Infos: 

https://www.seele-der-alpen.at/wp-content/uploads/2018/06/Seele-der-Alpen_%C3%96sterreich_Fact-Sheet.pdf; https://www.seele-der-alpen.at
Positionspapier des Umweltdachverbandes „Umweltfreundliche Nutzung der Windenergie − eine Frage der Standortwahl“, Dezember 2011: https://www.umweltdachverband.at/assets/Umweltdachverband/Publikationen/Positionspapiere/UWD-Positionspapier-Windkraft-mit-Deckblatt.pdf
Dieses Positionspapier wurde durch die Vollversammlung der Mitgliedsorganisationen des österreichischen Umweltdachverbandes, darunter auch die Naturfreunde Österreich, ohne Gegenstimmen verabschiedet; die IG Windkraft enthielt sich der Stimme.
In diesem Positionspapier sind alle Kriterien aufgelistet, die vor der Errichtung von Windkraftanlagen in Österreich überprüft werden sollten, und es wird festgehalten, wo auf keinen Fall Windkraftanlagen errichtet werden sollten; zu diesen Tabuzonen zählen beispielsweise Landschaftsschutzgebiete. Denn an exponierten Standorten im Gebirge können Windkraftanlagen bis zu 40 km sichtbar sein. Auch alpintouristisch bedeutende Gebiete sollen von Windkraftanlagen freigehalten werden. Darunter versteht man Gebiete im Nahbereich bzw. im unmittelbar einsehbaren Bereich von Schutzhütten sowie entlang bedeutender Wanderwege und Schitourenrouten.
Windkraftnutzung kontra Natur-, Vogel- sowie Landschaftsschutz: https://www.alpenverein.at/portal/natur-umwelt/alpine_raumordnung/energiewende/energiewende_windkraft_index.php
3. Windkraft im Alpenraum 
Prof. Dr. Reinhold Christian, Präsident des Forums
Wissenschaft & Umwelt
Das Forum Wissenschaft & Umwelt (FWU) steht der Errichtung von Windkraftanlagen im Alpenraum sehr skeptisch bis ablehnend gegenüber.

Für Klimaschutz und Energiewende brauchen wir – neben Energiesparen und effizienter Nutzung – viel erneuerbare Energie. Im Gegensatz zur oft zu beobachtenden „Goldgräberstimmung“ maximalen Ausbaus müssen dabei aber auch andere wichtige gesellschaftliche Ziele zur Geltung kommen, insbesondere der Arten-, Natur- und Landschaftsschutz. Das FWU tritt für Zonierungen ein, die Ziele sowohl des Klima- als auch des Umwelt- und Naturschutzes konkret berücksichtigen und auch die Mitbürgerinnen und Mitbürger einbeziehen, wie das etwa in Niederösterreich geschah. Dort hat das FWU viel Bedrohliches verhindern können und durch kompetente Argumentation dazu beigetragen, einen Großteil des Alpenkonventionsgebietes zu schützen. Studien von Umwelt Management Austria zeigen, dass eine Vollversorgung Österreichs mit erneuerbarer Energie trotz solcher Einschränkungen gut möglich ist. Aber Entscheidungen werden leider meist durch den Einfluss diverser Lobbys stark beeinflusst und nicht (allein) auf sachlicher Ebene getroffen – umso wichtiger sind eine klare Positionierung und aktiver Einsatz der Naturfreunde!

www.fwu.at, www.uma.or.at
Einige interessante Zahlen
Bis 2030 soll EU-weit der Anteil erneuerbarer Energie auf 32 % steigen, die Energieeffizienz soll um 32,5 % verbessert werden.

In Österreich setzt sich die Bundesregierung mit ihrer Klima- und Energiestrategie „#mission2030“ folgende Ziele: Der Anteil erneuerbarer Energie am Bruttoendenergieverbrauch soll bis 2030 auf 45(50 % angehoben werden. Derzeit liegt der Anteil bei 33,5 %, das Zwischenziel von 34 % für 2020 ist damit bereits annähernd erreicht. Der Gesamtstromverbrauch soll zu 100 % aus erneuerbaren Energiequellen stammen. Die Primärenergieintensität soll um 25(30 % gegenüber 2015 verbessert werden.

Der Windkraftausbau erreichte in der EU 2017 einen Rekord: Laut IG Windkraft waren in den 28 EU-Ländern Windkraftanlagen mit einer Gesamtleistung von an die 170.000 MW in Betrieb, die ca. 12 % des europäischen Strombedarfs decken können. Die Gesamtleistung aller Kraftwerke der EU beträgt derzeit 933.000 MW. 18 % davon steuert die Windkraft bei. Mittlerweile hat die Windkraftleistung in Europa sowohl die Leistung der Atomkraft- als auch der Kohlekraftwerke überholt: Die Atomkraft hat nur mehr einen Anteil an der Kraftwerksleistung von rund 13 und die Kohle von knapp 16 %.

In Österreich stieg im Jahr 2017 die Windkraftkapazität auf 2828 MW (= Rang 9 in der EU), womit 10,6 % des Strombedarfs gedeckt werden konnten. 2018 sollen ca. 68 neue Windkraftanlagen mit mehr als 210 MW Leistung hinzukommen. Wird der Plan erfüllt, wird es in Österreich Ende des Jahres 1305 Windkraftwerken geben.
In Österreich werden bereits 72 % des Stroms aus erneuerbaren Energien (davon 56 % aus Wasserkraft) produziert, im EU-Durchschnitt erst 29 %. Der Stromanteil am Endenergieverbrauch beträgt in Österreich 20 %.
Quellen: Broschüre „Energie in Österreich 2016. Zahlen, Daten, Fakten“, herausgegeben vom Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus, www.bmnt.gv.at/service/publikationen/energie/energie-in-oesterreich-2018.html;

https://mission2030.info/wp-content/uploads/2018/10/Klima-Energiestrategie.pdf; https://www.igwindkraft.at/?mdoc_id=1037720
4. Windenergieanlagen und Schutz der Alpen
Dr. Reinhard Gschöpf, Geschäftsführer der CIPRA Österreich
Die CIPRA Österreich als heimische Vertretung der alpenweit präsenten Internationalen Alpenschutzkommission CIPRA wird von Umwelt- und Alpinverbänden wie den Naturfreunden sowie den Naturschutzabteilungen der Bundesländer getragen. Sowohl in dieser Funktion als auch als „Hüterin der Alpenkonvention“ ist die CIPRA seit Jahren intensiv mit den Konflikten von Windkraftnutzung und Alpenschutz befasst. Die kritisch-restriktive Haltung der CIPRA Österreich speist sich aus mehreren Quellen, auf die Dr. Reinhard Gschöpf, Geschäftsführer der CIPRA Österreich, in seinem Überblick über die aktuelle Situation ausführlich eingeht.

Alpenschutz geht vor 
Die Klimakrise wirkt sich auf den sensiblen Alpenraum stark aus: Fragen der künftigen Besiedelung, der Sicherheit usw. stellen sich hier noch radikaler und direkter als am „flachen Land“. Soll der Alpenraum als Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsraum für die nächsten Generationen erhalten bleiben, sind CO2-Ausstoß und Ressourcenverschleiß stark und zügig zu senken.
Der Ersatz der fossilen durch erneuerbare Energieträger ist dafür ohne Zweifel bedeutsam. Zwei Rahmenbedingungen sind aber zwingend:
1. Einsparung geht vor. Die Umstellung auf erneuerbare Energien ist nur auf Basis eines um mindestens 50 Prozent reduzierten Energieverbrauchs sinnvoll, sonst drohen massenhaft „stranded investments“ („gestrandete Investitionen“) auf Kosten von Natur und Allgemeinheit.
2. Energiewende „ohne Rücksicht auf Verluste“ bei anderen Schutzgütern ist so undenkbar wie etwa Klimaschutz auf Kosten von Demokratie und Rechtsstaat. Der Zweck heiligt auch hier nicht jedes Mittel! Die Energiewende muss sowohl sozial- als auch natur- und alpenverträglich gestaltet sein; ein entsprechender Interessenausgleich ist sicherzustellen. Pauschale Eingriffserleichterungen, wie etwa verfassungs- und europarechtswidrig mit UVP-G-Novelle (= Novelle zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz) und Standortentwicklungsgesetz 2018 des Bundes geplant, sind daher verfehlt. 

Für erschließungsfreie Räume
Inhaltlich wurzelt die CIPRA-Position im langjährigen Einsatz für Verankerung und Erhaltung großräumig erschließungsfreier Zonen in den Alpen. Dabei handelt es sich um (Schutz-)Gebiete, die auf naturschutz- oder raumordnungsgesetzlich bindender Grundlage von technischen Erschließungen freigehalten werden, wie die Ruhegebiete in Tirol und die Zone C des Alpenplans in Bayern.

Einschlägige Zielbestimmungen und Festlegungen der Alpenkonvention und ihrer Durchführungsprotokolle sind im Anwendungsbereich der Alpenkonvention direkt anwendbares Recht. In Zeiten immer stärkerer Verdichtung der unterschiedlichsten Erschließungsmaßnahmen im Berggebiet ist es umso wichtiger, dass dies konsequent gelebt und vollzogen wird.

Die sehr hohe landschaftsspezifische Eingriffserheblichkeit von Windkraftanlagen, vor allem an exponierten Geländepunkten, unterstreicht die Bedeutung der Freihaltung des Gebirges von großflächigen technogenen Überprägungen. Beides ist auch touristisch relevant, weil die Bewahrung landschaftlicher Differenzerfahrungen zwischen den Alpen als Tourismus-Zielregion und den Herkunftsregionen der Gäste wichtige Alleinstellungsmerkmale, also auch wirtschaftliche Potenziale, generiert.

Alpenkonvention und Windenergie
Ein absolutes rechtliches Verbot von Windkraftanlagen im Alpenraum ist zwar aus dem Wortlaut von Alpenkonvention und Protokollen nicht ableitbar, aber eine Vielzahl von Bezugspunkten für Entscheidungsträgerinnen und -träger dafür, das Alpenkonventionsgebiet ganz oder weitgehend windkraftanlagenfrei zu halten: vom Protokoll Naturschutz und Landschaftspflege (Erhalt und behutsame Entwicklung von unversehrten, natürlichen und naturnahen Landschaften, Verpflichtung zum Erhalt von Schutzgebieten „im Sinne ihres Schutzzwecks“ sowie zur Vermeidung von Beeinträchtigungen oder Zerstörungen, Verpflichtung zur Berücksichtigung dessen u. a. in der Energiepolitik) über die Regelung von „Puffergebieten“ nach dem Energieprotokoll bis hin zu weiteren Vorgaben zum Beispiel aus den Protokollen für Raumplanung und Bergwald. Der geeignete Umsetzungspfad sind durchlöcherungsfreie Schutzgebietsregelungen und rechtlich verbindliche Raumplanungsinstrumente.

Stand der Dinge
Oberösterreich hat im Windkraft-Masterplan 2017 die großen geschlossenen Waldlandschaften im Anwendungsbereich der Alpenkonvention und damit nahezu den gesamten oberösterreichischen Alpenkonventionsanteil als Ausschlusszonen deklariert. (Diese nicht rechtsverbindlich verankerte Ausweisung präjudiziert zwar keine Genehmigungsverfahren, ist aber ein mächtiges politisches Instrument.)
In Niederösterreich ist ein sektorales Raumordnungsprogramm für die Windkraftnutzung seit 2014 rechtsverbindlich verordnet, das mit Ausnahme zweier randalpin gelegener Gemeinden, die keine Windkraftpläne verfolgen, örtliche Eignungszonen-Widmungen auch rechtlich ausschließt. 
Neben Niederösterreich und Oberösterreich gibt es auch in Vorarlberg, Tirol und Salzburg sowie in den 16 Gemeinden im Anwendungsbereich der Alpenkonvention im Burgenland keine Windkraftanlagen. In Salzburg besteht allerdings das erklärte Ziel der aktuellen Landesregierung, in den nächsten Jahren zumindest einzelne Anlagen umzusetzen. Diese Projekte stoßen jedoch auch auf Widerstand aus dem regionalen Tourismus; spezielle Planungsprogramme oder -dokumente des Landes liegen nicht vor.
In Kärnten bestehen aktuell zwei Anlagen, weitere sind dem Ende der rechtlichen Auseinandersetzung nahe. Eine Verordnung Windkraftstandorträume besteht, die aktuelle Fassung aus 2016 hat einige Kriterien ( etwa zur Sichtbarkeit ( gelockert und ließe mehrere Windparks mit einigen Dutzend Anlagen zu. Besonders massiv soll der bereits in der Steiermark von der Energiewirtschaft intensiv beanspruchte Zug der Koralpe erschlossen werden, obwohl dieser ein internationaler „Endemiten-Hotspot“, also ein Brennpunkt in Sachen Biodiversität und Naturschutz ist.
In der Steiermark sind – unter anderem auf der Koralpe ( zahlreiche, oft große Windparks (mit bis zu 21 Anlagen) im Anwendungsbereich der Alpenkonvention realisiert bzw. in Planung oder Vorbereitung. Ein verordnetes Raumordnungssachprogramm des Landes, das ( eher nur nominell – auch die „Erhaltung unversehrter naturnaher Gebiete und Landschaften im Sinne der Alpenkonvention“ zu berücksichtigen meint, besteht seit 2013; es wird derzeit mit dem Ziel weiterer Erleichterungen für Projektwerber überarbeitet.
Der von Südtirol aus betriebene Großwindpark am Sattelberg auf dem Brenner unmittelbar an der Grenze zwischen Italien und Österreich wurde hingegen nach jahrelangen harten Auseinandersetzungen, in denen auch auf die Alpenkonvention Bezug genommen wurde, 2017 vom italienischen Höchstgericht gekippt. Insgesamt verzichtet Südtirol bislang auf Windenergieanlagen.
Für Umwelt- und Alpenschutzverbände anderer Alpenstaaten ist das Ziel einer „naturverträglichen“ Energiewende ebenso Programm. Staatlicherseits sind aber – etwa in der Schweiz – zuletzt ebenfalls bereits gesetzliche Eingriffe in bestehende Schutzgebietskategorien zugunsten von Energiewirtschaftsprojekten erfolgt.

Die CIPRA (Commission Internationale pour la Protection des Alpes, auf deutsch Internationale Alpenschutzkommission) ist eine nichtstaatliche Dachorganisation mit über 100 Organisationen im gesamten Alpenraum. Sie setzt sich für den Schutz und die nachhaltige Entwicklung der Alpen ein. Die CIPRA Österreich hat 18 Organisationen als Mitglieder, darunter die Naturfreunde Österreich.
www.cipra.org/de/ueber-uns/mitglieder
Weiterführende Informationen

Neuer Text über die Situation in der Steiermark
Mit großer Sorge beobachtet Ao. Univ.-Prof. Mag. Dr. Gerhard Karl Lieb vom Institut für Geographie und Raumforschung der Universität Graz den Ausbau der Windenergie in den Hochlagen der Alpen – mit vorläufigem Schwerpunkt in der Steiermark, jedoch mit zunehmend stärker werdendem Erschließungsdruck auch in den anderen Bundesländern.

In seinem im Herbst 2018 erschienenen Beitrag „Die Steiermark, die Alpen und die Raumordnungspolitik – eine kritische regionalgeographische Perspektive am Beispiel der Windenergie“ geht er der Frage nach, wie die Raumordnungspolitik in der Steiermark mit dem vorherrschend alpinen Charakter des Landes umgeht. Die Steiermark hat nämlich die größte Alpenfläche aller österreichischen Bundesländer. Lieb erklärt, worin dieser alpine Charakter besteht und welche Wirkungen dies auf die Politik haben könnte. Schließlich diene das Problem des Ausbaus der Windenergie in ökologisch sensiblen Gebirgslagen als Beispiel einer aktuellen raumordnungspolitischen Herausforderung mit Alpenbezug. Lieb kommt zu dem Schluss, dass vor dem Hintergrund einer etwa von der Alpenkonvention verfolgten nachhaltigen Entwicklung der Alpen manche aktuellen Entwicklungen in der Steiermark höchst fragwürdig sind.
Kostenloser Download des Artikels: http://www.umwelt.naturfreunde.at/berichte/themen-aus-dem-umweltbereich/aktuelles/factsheetwindkraftalpineregionen/
Quelle: G. K. Lieb (2018): „Die Steiermark, die Alpen und die Raumordnungspolitik – eine kritische regionalgeographische Perspektive am Beispiel der Windenergie“, in: D. Simić, J. Pizzera, W. Fischer (Hg.), Spatial Tensions – Future Chances. Conference Proceedings, Grazer Schriften der Geographie und Raumforschung 48, S. 19(31

Außerordentliche Artenvielfalt

Die Alpen sind eines der Biodiversitätszentren weltweit. Sie bedecken nur 2 % der Fläche Europas, auf der jedoch 4530 Blüten- und Farnpflanzen- sowie1100 Moos- und 2500 Flechten-Arten gedeihen ( das sind rund 40 % der europäischen Pflanzenvielfalt! 400 Pflanzenarten kommen nur in den Alpen vor. Darüber hinaus gibt es in den Alpen mehrere tausend Pilz- und mindestens 30.000 Tierarten. Obwohl die Alpen das am besten erforschte Gebirge der Erde sind, werden noch immer neue Organismen entdeckt.

Ein besonderer Schatz der Alpen ist auch der Wasserreichtum. Mit ihrem dichten Netzwerk von Gletschern, Bächen, Flüssen, Seen und Mooren gelten die Alpen als das „Wasserschloss“ Europas.
Weitere Infos: www.wwf.at/de/alpen/
Mehr als 1000 großflächige Schutzgebiete in den Alpen

Im gesamten Alpenraum gibt es folgende großflächige Schutzgebiete (größer als 100 ha):

- 13 Nationalparke,

- 87 Naturparke,

- 288 Naturschutzgebiete,

- 13 Biosphärenreservate,

- 4 UNESCO-Weltnaturerbe-Gebiete,

- 3 geologische Reservate,

Zu diesen 400 Schutzgebieten kommen noch ca. 600 „Sonderschutzformen“ wie Landschaftsschutz- und Ruhegebiete, die sich allerdings oft mit anderen Schutzgebieten überschneiden. Diese mehr als 1000 großflächigen alpinen Schutzgebiete decken ca. 25 % der Alpen ab (Anwendungsgebiet der Alpenkonvention).

Quelle: G. I. S. ALPARC 2013, https://alparc.org/de/die-schutzgebiete/zahlen-der-asg
ALPARC ist das Netzwerk alpiner Schutzgebiete und fungiert als Umsetzungs- und Koordinationsstelle alpiner Schutzgebiete der Alpenkonvention (von Frankreich bis Slowenien).

www.alparc.org/
Die Alpenkonvention ist ein völkerrechtlicher Vertrag zwischen den Alpenstaaten über den umfassenden Schutz und die nachhaltige Entwicklung der Alpen. Sie enthält mehrere Protokolle, u. a. zum Bodenschutz, zur Raumplanung und nachhaltigen Entwicklung sowie zu Naturschutz und Landschaftspflege.

Die Alpenkonvention ist ein internationales Abkommen zwischen den Alpenländern Deutschland, Frankreich, Italien, Liechtenstein, Monaco, Österreich, Slowenien und der Schweiz sowie der EU für eine nachhaltige Entwicklung und den Schutz der Alpen.

Die Alpen mit ihrer biologischen Vielfalt, ihren Wasser- und Holzreserven sowie sonstigen Ressourcen sind Natur-, Kultur-, Lebens- und Wirtschaftsraum für fast 14 Millionen Menschen und ein attraktives Tourismusziel für jährlich etwa 120 Millionen Gäste.

www.alpconv.org
5. Weitere Naturzerstörung im alpinen Raum verhindern!
Prof. Mag. Sepp Friedhuber, Biologe, Fotograf, Autor, ehemaliger langjähriger Alpinreferent der Naturfreunde Österreich und aktiver Naturschützer, und Herbert Jungwirth, Naturschutzreferent des Landesverbands Oberösterreich des Österreichischen Alpenvereins
Die Gewinnung von Windenergie und die damit verbundene Landschaftszerstörung sind eine sehr komplexe Thematik. Um sich ein möglichst objektives Bild machen zu können, ist es erforderlich, eine Vielzahl von Fakten und Argumenten abzuwägen, wissen die beiden engagierten Naturschützer Sepp Friedhuber und Herbert Jungwirth, die sich schon seit vielen Jahren für die Bewahrung von alpinen Naturschutzgebieten einsetzen und gegen einen weiteren Ausbau der Infrastruktur kämpfen. Im Folgenden ihre Einschätzung der aktuellen Situation bezüglich Windkraftnutzung in den Alpen.
Die Naturfreunde Österreich bekennen sich ausdrücklich zur Gewinnung von Energie aus erneuerbaren Energieträgern. Auch die Windkraft kann auf dem Weg zu einer nachhaltigen Energieversorgung in Österreich einen gewissen Beitrag leisten. Das Bemühen um eine Reduzierung fossiler Energieträger darf jedoch nicht dazu führen, dass der Natur- und Landschaftsschutz einem ungeordneten, ungeplanten und maßlosen Ausbau erneuerbarer Energien geopfert wird.

Ein schwieriger Spagat: Einerseits wollen wir weg von den fossilen Energieträgern, um der globalen Erwärmung entgegenzuwirken, andererseits wehren sich viele Naturschützerinnen und Naturschützer gegen die Errichtung von Windkraftanlagen, vor allem im alpinen Raum ( im Anwendungsgebiet der Alpenkonvention. Schnell hat man sich die Kritik eingeholt, „gegen alles“ zu sein und damit den Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energieträger und der Atomkraft schwieriger zu machen. Sobald man eine kritische Haltung gegen die Windkraftindustrie einnimmt, kommt fallweise sogar der absurde Vorwurf, man sei ein Befürworter von Atomkraftwerken.

Windindustrieprojekte im oberösterreichischen Ennstal verhindert
Bürgerinitiativen wie „Freie Horizonte“ und eine Phalanx der alpinen Vereine wie die Naturfreunde Österreich und der Österreichische Alpenverein leisteten von 2013 bis zum Frühjahr 2014 umfangreiche Aufklärungsarbeit, um Windindustrieprojekte an den Standorten Schneeberg, Mösern, Sonnkogel, Fahrenberg, Ennsberg und Damberg nahe der Stadt Steyr abzuwehren. In Summe waren an die 50 Windindustrieanlagen in Planung. Die Standorte wären in einer Seehöhe von 800 bis 1400 m gelegen gewesen. 

Durch den Mut des Bürgermeisters von Reichraming Reinhold Haslinger gelang es, die bereits im Gemeinderat abgesegnete Entscheidung zu kippen. Damit wurden die geplanten „Stahlmonster“ in der Nähe des Nationalparks Kalkalpen verhindert. Die Marktgemeinde Weyer leitete nach unseren Vorträgen gar kein Widmungsverfahren für Windindustrieanlagen am Ennsberg mehr ein und erteilte den Investoren eine Absage. Einer der Investoren zog daraufhin auch seine weiteren Projekte zurück. Somit blieb einigen Gemeinden die Entscheidung für oder gegen Windindustrieanlagen im Nahbereich des Nationalparks Kalkalpen erspart. 

Die verantwortungsvolle Haltung des Bürgermeisters Reinhold Haslinger und seiner Gemeinderäte hatte noch ein ernstes Nachspiel. Der Investor ProEen (Planungsgebiet Sonnkogel im Gemeindegebiet Reichraming) stellte an die Gemeinde Reichraming eine Schadenersatzforderung in der Höhe von ca. 500.000 Euro, die jedoch abgewehrt wurde.

Die optische und strukturelle Landschaftszerstörung durch den Bau von Windkraftanlagen an der Grenze des Nationalparks Kalkalpen hätte unabsehbare Folgen nach sich gezogen. Im alpinen Raum herrschen nämlich völlig andere Voraussetzungen als etwa auf dem Gebiet der Parndorfer Platte. 

Windräder sind mittlerweile bis zu 200 m hoch. Stehen sie auf Bergen, sieht man sie extrem weit, was das Landschaftsbild drastisch verändert. Die Landschaft verliert ihre Eigenart und ihr Maßstabsystem; durch den technischen Charakter der Anlagen und der notwendigen Infrastruktur (auszubauendes Straßennetz, Stromleitungen etc.) wird sie industriell überformt. Bisher dominieren im oberösterreichischen Ennstal naturnahe Landschaftselemente, Kulturdenkmäler und Zeugnisse der geologischen Vergangenheit das Landschaftsbild.

Intakte Landschaften sind wesentliche Kriterien für den Tourismus im Alpenraum. Doch gerade das Landschaftsbild würde durch weithin sichtbare Windräder nachhaltig zerstört werden. Der Burgenland-Tourismus ist ein groteskes Beispiel dafür, wie mit falschen Klischees geworben wird. In seinen Werbeschriften und Prospekten ist kein einziges Windrad zu sehen, die Realität ist allerdings eine andere. Im Seewinkel etwa kann man kein Sonnenaufgangsfoto machen, ohne ein Windrad am Horizont im Bild zu haben.

Unberührte Natur gewinnt bei der Auswahl von Urlaubsdestinationen immer mehr an Bedeutung, und ein Fremdenverkehrsland wie Österreich sollte mit diesen Ressourcen verantwortungsvoll umgehen.

Großer Landschaftsverbrauch bei der Errichtung von Windkraftanlagen 

Die geplanten Anlagen im oberösterreichischen Ennstal hätten eine Bauhöhe (Rotoroberkannte) von 170 bis 180 m gehabt. Dies ist in solchen Bereichen eine technische Notwendigkeit, da sich der Rotor außerhalb der aufsteigenden Schlagwinde im Höhenbereich der laminaren Winde befinden muss. Solche Windräder überragen den Stephansdom um mehr als 60 m.
Für die Fundamente solcher Anlagen braucht man unzählige Tonnen Beton und Bewehrungseisen, die zum jeweiligen Standort geliefert werden müssen. Außerdem müssen Stromleitungen errichtet werden, in denen der erzeugte Strom ins nächstgelegene Umspannwerk fließen kann. Zu jeder Windindustrieanlage muss daher eine für Schwertransporter taugliche Zufahrtsstraße führen, die meist erst gebaut und im Winter stets geräumt werden muss. 

Je nach Standort – bewaldeter Höhenrücken oder über der Waldgrenze ( müssen entsprechende Rodungen für das Fundament, die dauerhaft errichteten Montageplätze, die Verbindungstraßen von Windrad zu Windrad und die Energieableitungen erfolgen ( lauter massive Landschaftseingriffe.

Was noch gegen den Bau von Windrädern im alpinen Bereich spricht
Nicht nur die Errichtung von Windkraftanlagen schädigt die Umwelt. Sind Windräder erst einmal in Betrieb genommen, bedeuten sie für die Tierwelt, vor allem für Vögel, große (Lebens-)Gefahr durch direkten Anprall, Lebensraumzerschneidung wegen Barrierewirkung und Erschließungsmaßnahmen sowie Vergrämung wegen Lärm, Schlagschatten etc. Zu den betroffenen Vogelarten zählen Thermikflieger (Greife, Störche), Arten mit großen Raumansprüchen (Territorial- und Nahrungsflüge), Arten, die Kuppen und Höhenrücken bevorzugen (Raufußhühner), Zugvögel generell und nachtaktive Arten (Eulen, Waldschnepfe etc.).
Wenn sich Windräder drehen, entsteht Lärm, der u. a. zu einem Verlust der Stille und der landschaftstypischen Geräusche wie Vogelzwitschern und Blätterrauschen führt. An den Rotorspitzen werden Geschwindigkeiten von über 250 km/h erreicht. Im Nahbereich von Windkraftanlagen entsteht sowohl durch die Windturbine als auch durch die enorme Rotorgeschwindigkeit eine große Lärmbelastung für Mensch und Tier von bis zu 100 dbA.

Die rot blinkende Hinderniskennzeichnung an den Rotorspitzen bzw. auf der Windturbine sorgt während der Nachstunden für Lichtverschmutzung. Windräder sind nicht nur ein störender Blickfang. Aufgrund der Drehbewegungen entsteht auch ein „aufgeregter“ Landschaftscharakter. Vereisen im Winter Windräder, gefährdet Eiswurf sich nähernde Menschen und Tiere.*
Da sich Windturbinen auch entzünden können (z. B. durch Blitzschlag) sind sie vor allem in den alpinen Regionen eine unbeherrschbare Gefahr. Der Brand einer Windturbine ist grundsätzlich nicht löschbar. Die Feuerwehr kann nur das Umfeld absichern. 
Derzeitige Entwicklungen
Seit 2017 gibt es in Oberösterreich einen Windmasterplan, der die Errichtung von Windindustrieanlagen im Anwendungsbereich der völkerrechtlich abgesicherten Alpenkonvention verbietet. Diesem Plan ging eine mühsame Auseinandersetzung voraus, die sich allerdings gelohnt hat: Denn die Anwälte der Natur dürfen nicht verlieren, ansonsten wäre die Landschaft für immer zerstört. Auch das Nachbarbundesland Niederösterreich und Bayern haben diese sehr sinnvolle Regelung. Auch dort ist die Errichtung von Windindustrieanlagen im Anwendungsgebiet der Alpenkonvention nicht möglich. Ein Blick nach Italien und in die Schweiz zeigt eine ähnliche umsichtige Vorgangsweise. Dort gibt es im alpinen Bereich insgesamt „nur“ rund 10 Anlagen, mit einer Bauhöhe von über 100 m.
Geht es nach den Wünschen diverser Investoren, sollen allein an der östlichen Grenze zwischen Kärnten und der Steiermark an die 100 Windkraftanlagen, in der ganzen Steiermark an die 400 bis 500 Anlagen errichtet werden. Es heißt also weiterhin wachsam zu sein, damit in den Alpen keine sensiblen Gebiete mit Windkraftanlagen verbaut werden.

Energieverbrauch reduzieren und Energieeffizienz steigern
Einerseits argumentiert die Windkraftlobby mit der erneuerbaren, nie versiegenden Energiequelle, andererseits verschweigt sie oft gerne, dass der Wind vor allem im Alpenraum eine extrem inkonstante Größe ist und massiven Schwankungen innerhalb kurzer Zeiträume unterworfen ist. Die Einspeisung ins Netz erfordert jedoch konstante Größen, und sobald der Wind nachlässt, muss mit Schattenkraftwerken gegengesteuert werden, die u.a. auch mit fossilen Energieträgern wie Gas, Öl und Kohle betrieben werden.

Ohne massive Förderungen wäre die Windenergie für die Betreiber nicht rentabel. Die Gewinner bei der Errichtung von Windindustrieanlagen sind vor allem die Investoren, Planer, Grundeigentümerinnen/-eigentümer und die betroffenen Gemeinden. Die fehlende Rentabilität wird durch Förderungen ausgeglichen, welche die Bevölkerung über den Strompreis abdeckt. Es handelt sich also um eine Geldverteilung von unten nach oben: Die Gewinne werden privatisiert und die Zerstörung der Landschaften wird sozialisiert.

Die Klimaziele können nur durch eine drastische Senkung des Energieverbrauchs und eine wesentlich besseren Nutzung der Energie erreicht werden. Dazu müssen alle ( die privaten Verbraucherinnen und Verbraucher, die Wirtschaft und der Verkehrsbereich –  ihren Beitrag leisten. Wir brauchen Lösungen im Bereich der Mobilität, der Prozesswärme in den Betrieben und natürlich im Segment Raumwärme. Hier besteht der größte Handlungsbedarf. 

Das Anwendungsgebiet der Alpenkonvention leistet mit seinen Fluss- und Speicherkraftwerken bereits seinen Anteil an der Stromerzeugung. Aus den genannten Gründen sind weitere Windindustrieanlagen in den Alpen nicht sinnvoll. Das Hauptaugenmerk muss auf Einsparung und Effizienzsteigerung gelegt werden. 

* Laut IG Windkraft und Deutschem Umweltbundesamt habe sich in den letzten Jahren der technische Standard von Windenergieanlagen stark verbessert. Sie sind nicht nur leistungsfähiger geworden, sondern auch im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit verbessert worden. Die sogenannte Hinderniskennzeichnung – die in der Nacht auf den Windrädern rot blinkenden Leuchten – könne extrem eingedämmt werden. Sanfte LED-Leuchten werden als weniger störend empfunden als etwa Xenon-Licht, zudem könne die Sichtweite reguliert werden. Mehrere synchron geschaltete Leuchten werden weniger irritierend empfunden, als wenn sie zu unterschiedlichen Zeitpunkten aufleuchten.

Auch das Thema Eiswurf könne als gelöst gelten. In Österreich müssen Windräder bei Eisbildung sofort abgeschaltet werden, daher gebe es auch keinen Eiswurf mehr. Moderne Eiserkennungssysteme und beheizbare Rotorblätter würden die Stillstandzeiten verringern und den Ertrag von Windrädern in gebirgigen Regionen erhöhen.
Quellen: www.igwindkraft.at/?mdoc_id=1035562, Positionspapier des deutschen Umweltbundesamts, 2016, „Mögliche gesundheitliche Effekte von Windenergieanlagen“: www.igwindkraft.at/mmedia/download/2017.04.05/1491384402769395.pdf
6. Windkraft in unerschlossenen alpinen Bereichen: Weder ökologisch noch ökonomisch sinnvoll
Mag. Manfred Pils, Präsident der Naturfreunde Internationale, Energieexperte
Der Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energieträger wird mit einem Anstieg des Stromverbrauchs einhergehen. Diesen Mehrverbrauch mit erneuerbaren Energien zu decken wird schwierig werden, weil es noch an geeigneten Speichern fehlt. Einen Ausweg könnte die Speichertechnik Power-to-Gas bieten. Mehr darüber im folgenden Beitrag des Energieexperten und Präsidenten der Naturfreunde Internationale Mag. Manfred Pils.

Als Naturfreund ist man nicht gerade begeistert, wenn die Landschaft mit vielen Windturbinen „verspargelt“ wird. In dicht bewirtschafteten Räumen in der Ebene sind sie zwar auch nicht schön, aber man hat sich daran gewöhnt. Muss man nun unbedingt auch noch die alpinen Regionen mit Windrädern verschandeln?
Die Zukunft wird elektrisch

Klar ist, dass es sich hier um einen Zielkonflikt handelt, der pragmatisch gelöst werden muss. Der Kampf gegen den desaströsen Klimawandel erfordert unbedingt, dass die Verbrennung von fossilen Brennstoffen bei der Energiegewinnung gestoppt wird (Dekarbonisierung). Also weder Kohle noch Gas, Öl, Diesel oder Benzin dürfen als Primärenergiestoff verwendet werden. Bleiben also nur die erneuerbaren Quellen wie Fotovoltaik, Winderzeugung und Wasserkraft übrig. Diese müssen in Zukunft die Energie für den Verkehr, fürs Heizen und Klimatisieren sowie für die Stromversorgung liefern ( aber auch die Energie, die bei industriellen Prozessen (z. B. bei der Stahlerzeugung und in der Chemieindustrie) genützt wird. Die Zukunft wird daher in hohem Maße elektrisch. Energieeinsparung und Energieeffizienzsteigerung sind zusätzlich wesentliche Mittel der Energiewende, weil man mit den Erneuerbaren ohnehin an die Grenzen der Machbarkeit stoßen wird.

Erneuerbare Energiequellen sind unzuverlässig
Das Hauptproblem der Nutzung erneuerbarer Energiequellen ist die Abhängigkeit von täglichen und saisonalen Wetterschwankungen. Während Öl oder Gas Tag und Nacht, winters wie sommers in den Pipelines fließt und verbrannt werden kann, scheint die Sonne nur die Hälfte des Tages, im Winter viel weniger und bei Schlechtwetter gar nicht. Wind ist von kontinentalen Luftströmungen abhängig – im Frühjahr und Herbst gibt es mehr Stürme, und sehr oft hat man wochenlange Flauten. Konsequent durchdacht führt die Energiewende dazu, dass sich bei Strom im Sommer eine hohe Überproduktion und im Winter eine hohe Unterdeckung ergeben werden. Die Mengen dabei sind sehr beachtlich. Wenn Österreich 2030 etwa 80 Terawattstunden (TWh) Strom im Jahr verbraucht, würde es bei einer hundertprozentigen Stromproduktion aus Erneuerbaren (wie es derzeit in der Klimastrategie der Bundesregierung #Mission2030 als Ziel festgehalten ist) zu einer Deckungslücke von ca. 8 TWh über mehrere Wochen kommen. Eine Stromversorgung, die mehrere Wochen lang ausfällt, ist für die heutige Welt nicht vorstellbar. Man müsste also Strom speichern können. Alle Pumpspeicheranlagen in Österreich können insgesamt maximal 3,5 TWh speichern – und niemand glaubt, dass die Anzahl der Pumpspeicher noch wesentlich ausgebaut werden kann. Das gilt für das kleine Österreich. Wenn man ganz Europa betrachtet, kommen für den Speicherbedarf unvorstellbar hohe Zahlen zusammen.

Dezentrale Energieerzeugung braucht Speicher
Ein wesentliches Problem eines erneuerbaren Energiesystems ist auch, dass die Erzeugung immer dezentraler wird, also sich von den Bevölkerungszentren immer weiter weg verlagert. Der meiste Wind wird an und vor den Küsten Europas geerntet, Sonnenstrom wird man vermutlich mehr im Süden als im Norden gewinnen können. Das heißt, die Energie muss zu den Zentren transportiert werden – mit Stromleitungen. Verschärft wird die Situation dadurch, dass in der Nähe der Zentren gleichzeitig die konventionellen Kraftwerke abgebaut werden. Man kann gar nicht so viele Stromleitungen bauen, um die großen Zentren und Industrien alle mit erneuerbarem Strom zu versorgen. Wenn beispielsweise die österreichische VOEST ihre Stahlproduktion vollkommen auf Wasserstoff umstellen will, würde sie für die Versorgung des Standorts Linz gleich fünf parallele Höchstspannungsleitungen mit je 380 KV brauchen.

Also die Energiewende abblasen? Nun, es gibt andere Formen der Energiespeicherung. Chemische Batterien (z. B. Lithiumakkus) kommen nicht in Frage. Ihre Energiedichte ist zu gering, und die seltenen Erden sind ohnehin schon sehr knapp. Die derzeit angedachte Lösung, die auch schon in Pilotanlagen funktioniert, ist die Produktion von Wasserstoff, der entweder selbst direkt durch Verbrennung in einer Brennstoffzelle in Strom umgewandelt wird oder durch Anreicherung mit ohnehin zu viel vorhandenem Kohlendioxid in künstliches Methan umgewandelt wird – also in künstliches Gas, das wie natürliches Gas durch Gasleitungen verteilt bzw. in Gasspeichern gespeichert werden kann. Im österreichischen Gassystem kann etwa der Energiebedarf für ein Jahr (ca. 66 TWh) gespeichert werden.

Das hätte noch einige Zusatzvorteile: Man könnte in den gleichen Leitungen auch das Biogas aus Abfällen transportieren, und die bereits bestehenden Gasleitungsnetze würden das Stromleitungsnetz entlasten. So könnte zum Beispiel der Windstrom an den Küsten der Nordsee in Wasserstoff/künstliches Gas umgewandelt werden und überall, wo es einen Gasanschluss in Europa gibt, entnommen und in Strom zurückverwandelt werden ( ohne zusätzliche Leitungen. Da das Gasnetz nach der Energiewende ja ohnehin weniger gebraucht wird (weil kein natürliches Gas mehr gefördert und transportiert wird), würde man diese Infrastruktur einem sinnvollen neuen Zweck zuführen.
Für die Nutzung von Wind- und Sonnenenergie muss man also auch die Speichermöglichkeiten aufbauen. Das bedeutet, dass es bei zukünftigen Windparks auch die Elektrolyse und den Zugang zu einem Gasspeicher mitzudenken gilt, um zum Beispiel aufwendige Stromtrassen – seien es Kabel oder Freileitungen – zu vermeiden. 

Damit komme ich zum bereits angesprochenen pragmatischen Kompromiss: Natürlich braucht man in Zukunft viel mehr Windräder als heute, aber es hat aus ökonomischer Sicht wenig Sinn, diese in abgelegenen Regionen ohne Strom- und Gasinfrastruktur zu betreiben, auch wenn die Windausbeute in höheren Regionen und im Gebirge durchschnittlich größer als am flachen Land ist (wobei sie in Küstennähe unvergleichlich größer und stetiger ist). In diesem Fall lassen sich also ausnahmsweise die Ziele der Ökonomie mit jenen der Ökologie vereinen.

Kostenloser Download der Naturfreunde-Broschüre „Energie und Zukunft“:

http://www.umwelt.naturfreunde.at/files/uploads/2013/11/NF_Energiebroschuere_WEB.pdf
Die 64 Seiten starke Broschüre „Energie und Zukunft“ stellt sowohl die momentan verwendeten Energieträger als auch Energiequellen vor, die noch nicht kommerziell hergestellt bzw. genutzt werden können. Weitere Themenschwerpunkte sind Energiearmut und -mangel, Energieverbrauch, -effizienz und -sparen sowie die sozialen Probleme, die mit dem Bereich Energie eng verknüpft sind.
Kostenloser Download der Österreichischen Klima- und Energiestrategie: https://mission2030.info/wp-content/uploads/2018/06/Klima-Energiestrategie.pdf
Noch ein paar Fragen …

… an Mag. Manfred Pils, Präsident der Naturfreunde Internationale, Energieexperte

Wird es in Österreich in Zukunft genug Wasser für die Stromproduktion geben (Schmelzen der Gletscher, weniger Niederschlag)? Ist die Wasserkraftnutzung in Österreich gefährdet?
Ich denke nicht, dass das in den nächsten Jahrzehnten passieren kann. Österreich ist mit Wasser gesegnet. Der Klimawandel führt im Alpenraum nicht zu Wassermangel, sondern eher zu Starkregenereignissen. Muren und Überschwemmungen werden daher zunehmen. 

Wird bereits auch in Österreich an der Umstellung auf Wasserstoff gearbeitet? Gibt es für diese Umstellung einen EU-weiten Plan? Wollen alle EU-Länder in einer konzertierten Aktion auf Power-to-Gas umsteigen?
VERBUND und die voestalpine AG bauen gerade eine Anlage. Eine andere große Anlage entsteht im Ruhrgebiet. Energiepolitik ist keine europäische Kompetenz, sondern Sache der Mitgliedsländer. Aber die EU plant gerade eine neue Regulierung, in der Power-to-Gas besonders gefördert werden soll.
Das Infrastrukturministerium forciert die Energiespeicherforschung. Das Thema sei von „großer Bedeutung, wenn wir die Energiewende in Österreich schaffen wollen“, sagte Infrastrukturminister Norbert Hofer (FPÖ) bei einer Pressekonferenz im Vorfeld der Alpbacher Technologiegespräche im August 2018. Bei einem Treffen mit Industrievertretern habe man vereinbart, diesen Prozess zu beschleunigen.

Wo sollen in Zukunft in Österreich/in Europa mehr Windkraftwerke entstehen? 

Die Hauptmasse der neuen Windräder wird an den Küsten bzw. vor den Küsten gebaut werden. Dort gibt es mehr Wind und vor allem stetigen Wind ( wegen der wechselnden Erwärmung der Land- und Wassermassen. Aber dazu fehlen noch Leitungen und Speicher. Die großen kontinentalen Windgebiete sind ( mit Ausnahme der Gebirgsregionen ( weitgehend ausgebaut.

Methan ist ein extrem klimaschädliches Gas. Ist es da sinnvoll, Methan für Power-to-Gas zu produzieren?
Die Rede ist von „künstlichem“ Methan. Also Methan, das mithilfe von Kohlendioxid (CO2) in der Atmosphäre erzeugt wurde. Bei der Verbrennung wird die gleiche Menge CO2 freigegeben, die vorher gebunden wurde. Das funktioniert so ähnlich wie bei allen Bioenergien: Holz oder Pflanzen binden CO2. Bei der Verbrennung geben sie das frei, was sie vorher gebunden haben. Das im Boden gebundene „natürliche“ Methan darf selbstverständlich nicht mehr angetastet werden!

Stimmt es, dass es bei Power-to-Gas sehr große Energieverluste gibt?

Ja und nein. Erstens wird intensiv am Wirkungsgrad der Elektrolyse geforscht – da gibt es neue Technologien, die bereits besser sind. Zweitens: Jede Energiespeicherung ist mit Verlusten verbunden. Auch die chemischen Batterien in unseren Mobiltelefonen haben einen schlechten „Wirkungsgrad“. Drittens: Beim Wirkungsgrad werden immer Äpfel mit Birnen verglichen. Der Wirkungsgrad eines Dieselmotors ist nur deshalb hoch, weil das Erdöl eine sehr hohe Energiedichte hat. Müssten wir das Erdöl erst erzeugen, würde es mit dem Wirkungsgrad genauso traurig aussehen wie bei Power-to-Gas. Wir werden uns daran gewöhnen müssen, dass der Wirkungsgrad eines erneuerbaren Energiesystems – mit den bekannten Nebeneffekten ( nicht so hoch sein kann wie bei der Ausbeutung natürlicher Primärenergien.
7. Noch zu wenig Wissen über den Vogelzug in den Alpen
Dr. Gábor Wichmann, Geschäftsführer von BirdLife Österreich
Trotz großer Bemühungen von BirdLife Österreich weiß man noch immer viel zu wenig über den Vogelzug im alpinen Bereich. In Österreich fehlen langjährige, großflächig durchgeführte Studien sowie Postmonitorings hoher wissenschaftlicher Qualität, wie sie etwa in Großbritannien und in den skandinavischen Ländern gemacht werden. Dr. Gábor Wichmann, Geschäftsführer von BirdLife Österreich, gibt im folgenden Interview einen Überblick über die aktuelle Situation.
Die Grundsatzposition von BirdLife Österreich „Windkraftnutzung im österreichischen Alpenraum“1 erschien im Februar 2011. Damals waren bereits erste Windkraftanlagen in Berglagen in Betrieb, und man nahm an, dass weitere Projekte folgen und Bewilligungsverfahren rasch und ohne ausreichende Beurteilungsgrundlagen abgewickelt werden würden. Waren diese Befürchtungen berechtigt?

Dr. Gábor Wichmann: Ja. Vor allem, was den Vogelzug betrifft, sind die Erfassungen im Alpenraum weiterhin sehr dürftig. BirdLife hat daher den Leitfaden „Bewertung von Windkraft-Standorten in Hinblick auf die Gefährdung von Zugvögeln“2 entwickelt, der 2016 veröffentlicht wurde. Mit diesem Kriterienkatalog kann man im Rahmen von Umweltverfahren die Auswirkungen von Windkraftprojekten auf den Vogelzug im österreichischen Alpenraum abschätzen. Das große Problem ist nämlich, dass die Gutachter der Firmen, die Windkraftanlagen aufstellen wollen, die Vögel viel zu wenig oft zählen. Der herbstliche Vogelzug in den Alpen dauert von Ende August bis Ende November. Und es gibt immer gewisse Höhepunkte ( sogenannte Peaks (, wenn ein Großteil der jeweiligen Vogelart durchzieht. Wenn man die Vögel nun nur ein paar Mal pro Jahr zählt, versäumt man womöglich solche Höhepunkte. Wir fordern daher, dass die Vögel regelmäßig und in viel kürzeren Abständen gezählt werden. Um den Vogelzug ausreichend zu erfassen, müsste man auch viel mehr Radartechnologie einsetzen. Jedenfalls wird zu wenig Aufwand betrieben, um den Vogelzug ausreichend zu erfassen. Problematisch ist auch, dass UVP-Behörden3 diese mangelhaften Zählungen akzeptieren und Projekte genehmigen.

Warum ist das so?

Vielleicht weil man zu wenig über den Vogelzug weiß. Die Nutzung der Windkraft kann auf die Vogelwelt negative Auswirkungen wie Kollisionen, Lebensraumverlust, Barrierewirkungen und Scheucheffekte haben. Dies betrifft nicht nur lokale Vogelpopulationen, sondern auch Zugvögel. Windkraftanlagen in Bereichen mit großen Vogelzugaufkommen können bei Zugvögeln massive Verluste verursachen. Von unserer Homepage kann man den vor zwei Jahren erschienenen Bericht über unser Projekt „V. i. A. ( Vogelzug im Alpenraum“4 herunterladen, das wir 2012 mit Unterstützung der Schweizer Mava-Stiftung und gemeinsam mit der Vogelwarte Sempach gestartet haben. Ziel dieser größten Vogelzugstudie Österreichs war es, Grundlagen für das Verständnis des Vogelzuggeschehens in den Ostalpen zu schaffen, die eine Basis für die Planung und Bewertung von Standorten für Windkraftanlagen im Hinblick auf den Vogelzug darstellen sollen.

Was weiß man über die Auswirkungen der Windkraftnutzung auf Brutvögel?

In der Steiermark wird gerade die Zonierung evaluiert, und wir haben dafür zusammengestellt, wo wir in puncto Brutvögel Tabuzonen und kritische Bereiche sehen. Wir haben auch beschrieben, wie wir uns die Erfassung von Brutvögeln vorstellen.

Derzeit erarbeiten wir mit der Umweltanwaltschaft in Niederösterreich und Kärnten einen Leitfaden für die Brutvogelerfassung, der in ein paar Monaten herauskommen und auf unserer Homepage veröffentlicht werden wird. Alle genannten Initiativen sind allerdings immer von BirdLife oder Umweltanwaltschaften ausgegangen, nicht von Windkraftanlagenbetreibern. Wobei ich sagen muss, dass es auch Betreiber gibt, die sehr wohl alles Nötige berücksichtigen möchten und die Zusammenarbeit suchen. Es ist natürlich gut, wenn man ein gutes Einverständnis hat und als Partner und nicht als „Feind“ wahrgenommen wird.

Die UVP-Gesetzgebung gilt bundesweit, Naturschutzgesetze sind Landessache. Wäre ein Bundesnaturschutz-Rahmengesetz sinnvoll?

Ja, viele NGOs, auch BirdLife, wünschen sich ein Bundesnaturschutz-Rahmengesetz. Doch wir sind mit der derzeitigen Situation nicht nur unzufrieden. Wir werden beim Festlegen von Tabuzonen für Windkraftanlagen teilweise eingebunden. Im Burgenland und in Niederösterreich waren wir maßgeblich beteiligt, in Oberösterreich in der Vorphase; in der Steiermark sind wir jetzt in die Evaluierung der Zonen eingebunden. Ob eine österreichweite Zonierung mehr bringen würde, weiß ich nicht ( die UVP-Rahmenbedingungen gelten ja bundesweit. Es stellt sich eher die Frage: Wie bewerten die Behörden vor Ort. Die Frage der Bewertung der einzelnen Projekte ist nämlich sehr unterschiedlich. Oft gibt es einen Nachholbedarf, was das Wissen angeht. Die Bewertung hat also weniger mit der Gesetzgebung zu tun, sondern eher damit, dass nicht jede(r) bei der UVP-Behörde die möglichen Auswirkungen einschätzen kann. 

In Niederösterreich und im Burgenland gibt es je einen Sachverständigen, der für alle Windkraftprojekte zuständig ist. Da hat man zumindest ein gleiches Bewertungsschema.

In Tirol, Vorarlberg, Salzburg und Kärnten spielt die Nutzung der Windkraft noch keine große Rolle. 

Wird bei den Windkraftanlagen im Alpenbereich, die bereits in Betrieb sind, ein aussagekräftiges Postmonitoring durchgeführt, damit man erfährt, wie sie sich tatsächlich auf die Vogelwelt auswirken?

Nein, das ist man noch nicht angegangen. In Österreich wird Postmonitoring von den Firmen in Auftrag gegeben, welche die Windkraftanlagen betreiben. In anderen europäischen Ländern wie Großbritannien und in den skandinavischen Ländern ist die Situation anders: Dort betreiben oft Universitätsinstitute solche Monitorings. Das hat natürlich eine ganz andere wissenschaftliche Qualität. Postmonitoring, also das Überprüfen, welche Auswirkungen Windkraftanlagen auf die Vogelwelt haben, ist in Österreich noch in den Kinderschuhen. Kollisionsstudien etwa werden in Österreich maximal ein bis zwei Jahre lang betrieben, internationale Studien bis zu sieben Jahre. Solche Studien müssen auch großflächig erfolgen und viele Windräder betreffen, weil man erst dann etwas über die Großdaten aussagen kann. International sind die Standards deutlich höher als in Österreich. In Großbritannien und in den skandinavischen Ländern hat die Ornithologie eine ganz andere Tradition als bei uns.

Welche Vögel sind von Windkraftwerken besonders bedroht?

Brutvogelpopulationen, von denen es wenige Brutpaare gibt und die wenige Nachkommen haben, zum Beispiel Adler, sind mehr betroffen, wenn sie von einer Windkraftanlage getötet werden, als beispielsweise Singvögel, von denen es Tausende Brutpaare gibt. Die Auswirkungen auf die diversen Populationen sind also unterschiedlich zu bewerten. Unser Hauptaugenmerk liegt daher auf den Großvögeln. ( Dem einzelnen Vogel, der getötet wird, ist es natürlich egal, zu welcher Gruppe er gehört.

Wenn während des Vogelzugs, gerade in den Alpen, innerhalb weniger Stunden Abertausende Tiere unterwegs sind, spielt die Kollisionsgefahr eine große Rolle.

Im Alpenraum muss man auf die Kumulationswirkung achten. Es stehen ja schon Anlagen, und es werden weitere dazukommen. Je mehr Anlagen hinzukommen werden, desto stärker wird sich das auf den Vogelzug negativ auswirken. Da wir zu wenig über den Vogelzug wissen, müssten wir viel vehementer mehrjährige Postuntersuchungen fordern, um zu wissen, wo wir stehen. Man sollte auch überprüfen, wie die verschiedenen Anlagen miteinander zusammenhängen. 

Wäre das nicht eine Bundesforschungsaufgabe?

Ja, man müsste dafür Forschungsmittel bereitstellen. Die Evaluation dessen, was passiert, war aber noch nie die Stärke Österreichs. Nach dem Setzen von Maßnahmen sollte man überprüfen, ob sie das erfüllen, wovon man ausgegangen ist. Dafür bräuchte man große Forschungsprojekte mit verschiedenen Methoden. Das könnte sich Österreich sicher leisten.

Welche Änderungen des Zugverhaltens gibt es wegen des Klimawandels?

Wann die Vögel durchziehen, ändert sich jetzt schon, möglicherweise auch, wo sie durchziehen. Aber das weiß man nicht. Man weiß auch nichts darüber, wie Windkraftanlagen auf Raufußhühner wirken. Auch über Windkraftwerke in Wäldern gibt es wenige Studien.

Wir sind in dem Spannungsfeld zwischen Naturschutz, Biodiversitätsverlust und Klimawandel, weil ja das Klima einer der wesentlichen Treiber des Rückgangs der biologischen Vielfalt ist, gerade im Alpenraum. Wie wird es in den hohen Lagen in fünfzig Jahren aussehen? Wird alles verwaldet sein? Wir brauchen erneuerbare Energiequellen, um den Klimawandel anzuhalten, erneuerbare Energien brauchen aber relativ große Flächen, was wiederum negative Auswirkungen auf die Biodiversität haben kann. Wir sind also in einer Zwickmühle. Der Global Risk Report 20185 hat ja gezeigt, dass Klimawandel und Biodiversitätsverlust zu den größten Bedrohungen der Menschheit zählen und wie sie zusammenhängen. Viele Politikerinnen und Politiker fokussieren immer nur auf die Auswirkungen und nicht auf die Gründe. Wenn wir jedoch nichts gegen unseren Energiehunger tun, werden wir irgendwann vor einer Katastrophe stehen. Möglicherweise früher, als wir uns jetzt vorstellen können.
Wo sollte man in Österreich Windkraftanlagen errichten?

Menschen, die im alpinen Bergland leben, meinen oft, dass man im Flachland, im Agrarland, ruhig Windkraftanlagen bauen kann, weil dort „eh nichts ist“. Die Menschen, die im Flachland leben, sehen das sicher anders. Aus naturschutzfachlicher Sicht sollte man im alpinen Bereich nur dort Windkraftanlagen errichten, wo es bereits Infrastrukturbauten gibt. 

1 www.birdlife.at/page/stellungnahmen-positionen
2 Kostenloser Download des Leitfadens: www.birdlife.at > Forschung > Projektberichte > Bewertung von Windkraft-Standorten

Seit dem Erscheinen dieses Kriterienkatalogs hat es in den Alpen kaum neue Windkraftprojekte gegeben, weil die Ökostromnovelle abgewartet wurde, die Mitte Juni 2017 beschlossen wurde. Die Projekte, die jetzt vor Gericht behandelt werden, stammen aus der Zeit vor der Erstellung des Kriterienkatalogs.

3 UVP = Umweltverträglichkeitsprüfung

4 Kostenloser Download des Berichts „V. i. A ( Vogelzug im Alpenraum“: www.birdlife.at > Forschung > Projektberichte > V. i. A - Vogelzug im Alpenraum

5 http://reports.weforum.org/global-risks-2018/executive-summary-german/
Umweltgerechte, fachlich ausgerichtete und überregionale raumplanerische Sichtweise nötig
BirdLife Österreich stellte in seiner 2011 erschienenen Grundsatzposition „Windkraftnutzung im österreichischen Alpenraum“ vier Forderungen an die zuständigen Behörden und verantwortlichen Landes- sowie Bundespolitikerinnen und -politiker. Dr. Gábor Wichmann zieht Bilanz, was sich seitdem getan hat.
1. In naturschutzfachlich sensiblen Bereichen, in Schutzgebieten und deren Umfeld im österreichischen Alpenraum keine Windkraftanlagen zu genehmigen.

Prinzipiell wird dieser Forderung bereits Rechnung getragen, aber die Frage ist immer, was man unter „naturschutzfachlich sensibel“ versteht; da gibt es immer wieder Konfliktprojekte. Falls es aus unserer Sicht nicht ausreichend geprüft wurde, ist das natürlich nicht gut. Bei unterschiedlichen Sichtweisen muss die Interpretation vor Gericht geklärt werden.

2. Rasch überregional gültige naturschutzfachliche Grundlagen für eine standardisierte Beurteilung von Windkraftanlagen zu schaffen. Dazu zählen:

- Entwicklung eines naturschutzfachlichen Kriterienkatalogs für die Bewilligung,

- Ausweisung von Tabuzonen für Windkraftanlagen aus ökologischer Sicht.

- BirdLife hat mit dem Leitfaden „Bewertung von Windkraft-Standorten in Hinblick auf die Gefährdung von Zugvögeln“ einen naturschutzfachlichen Kriterienkatalog geschaffen. Der Leitfaden für Brutvögel in Zusammenarbeit mit der Kärntner und der niederösterreichischen Umweltanwaltschaft wird in einigen Monaten erscheinen. Die steirische Naturschutzabteilung hat von BirdLife zum Thema Brutvögel bereits einen schriftlichen Vorschlag bekommen.

- Die Tabuzonenausweisung gibt es in Niederösterreich, Burgenland, Oberösterreich und in der Steiermark; die Steirer evaluieren ihre Tabuzonen gerade.

3. Aufgrund der Refugialwirkung und des besonderen naturräumlichen Stellenwerts des österreichischen Alpenraums ohne Vorliegen solider naturschutzfachlicher Beweissicherungen keine Bewilligungen von Windkraftanlagen zu erteilen.

Bei dieser Forderung stehen wir noch in einem Konfliktfeld, vor allem wenn es um Bereiche oberhalb der Waldgrenze geht. Betroffen sind Arten wie Birkhuhn und Alpenschneehuhn, die in diesen Gebieten leben. Hier ist die Frage, ob die einzelnen Populationen einen Austausch haben. Was ist, wenn man zum Beispiel eine Population durch einen Windpark gefährdet? Über diese negativen Auswirkungen weiß man noch sehr wenig. Auch vom Vogelzug weiß man wenig. Die Vogelzugstudie mit Sempach war ein guter Anfang, aber wir sind noch weit davon entfernt, den Vogelzug im Alpenraum zu verstehen. Es handelt sich um einen sehr großen Raum, der zum Teil auch sehr schwer zugänglich ist. Dafür bräuchte man langjährige Studien. Der Vogelzug in Tirol etwa unterscheidet sich sicher sehr von jenem im Ostalpenraum ( und über den Frühjahrszug wissen wir gar nichts!

4. Grundsätzlich bei der Genehmigung von Windkraftanlagen lokalpolitische Interessen zugunsten einer umweltgerechten, fachlich ausgerichteten, überregionalen raumplanerischen Sichtweise hintanzustellen.
Das ist nach wie vor die wichtigste Forderung. Die Frage ist: Wie funktionieren Zonierungen? Es gibt Zonierungen in der Steiermark und in Oberösterreich. Das ist der erste Ansatz, überregional raumplanerisch zu denken. Doch nicht überall kommen diese Zonierungen auch zur Geltung. Wenn es irgendwo einen wichtigen Grundbesitzer gibt, kann er seine Interessen sicher ganz gut einbringen ( trotz Zonierungen. 
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